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Keine Polizeireform ohne Kosten-Nutzen-Analyse
Gemeindetag fordert Bestandsgarantie für Reviere und Posten und deutlich mehr Polizei in die Fläche 
Stuttgart.   Der Landesvorstand des baden-württembergischen Gemeindetags wertet den Besuch des baden-württembergischen Innenministers Reinhold Gall beim höchsten Gremium des Kommunalen Landesverbandes als Auftakt für einen Diskussionsprozess, der, so Präsident Roger Kehle, in den nächsten Wochen fortgesetzt werden müsse. „Wir erwarten, dass uns die Landesregierung keine Ergebnisse verkündet, sondern die Kommunen aktiv in die Entscheidungen einbindet.“ Den Überlegungen, die Polizeistrukturen noch effizienter zu machen, will sich das Gremium nicht verschließen. Voraussetzung sei allerdings, um fachgerecht entscheiden zu können, eine Kosten-Nutzen-Analyse mit belastbaren Zahlen, die bisher fehle. Der Landesvorstand fordert die Landesregierung auf, die Polizeipräsidien anhand regionaler und geographischer Gegebenheiten personell zu besetzen und die Besonderheiten des ländlichen Raums zu berücksichtigen. „Wir erwarten, dass die Landesregierung ihrer Strukturverantwortung gerecht wird“, erklärte der Landesvorstand am Freitag (23. März 2012) in Stuttgart. 
Eine Polizeireform, die in der Fläche wirken und für die Bevölkerung spürbar sein soll, so war sich der Landesvorstand einig, müsse mindestens zu einem Stellenzuwachs in den Revieren und Posten in einer Größenordnung von 900 bis 1.000 Frauen und Männern führen. Dies entspreche einer Streifenwagenbesatzung pro Revier, durchgehend für den gesamten Schichtbetrieb. „Auf dieser Grundlage kann die Polizeipräsens in den Kommunen spürbar verbessert werden“, prognostiziert Kehle. Die von Innenminister Reinhold Gall angekündigte, aber bisher nicht nachgewiesene Personalaufstockung in den Revieren um ein bis zwei Polizeibeamte und -beamtinnen, rechtfertige eine umfassende Polizeireform, wie sie die Landesregierung plane, nicht. Ein solcher Kraftakt sei nur dann vertretbar, so der Kommunale Landesverband, wenn deutlich mehr Personal in die Fläche gebracht werden könne als bisher angekündigt. Den Nachweis einer Kosten-Nutzen-Analyse auf der Grundlage von konkreten Zahlen, habe der Innenminister bisher nicht vorlegen können. 
Eine Konzentration auf wenige Polizei-Standorte und die Schaffung von Mammutbehörden, führe nicht zwangsläufig zu mehr Effizienz. Es sei vielmehr wenig bürgerfreundlich, wenn Polizeikräfte stundenlang einen Tatort bewachen müssen, nur weil die erforderlichen Spezialisten eine lange Anreise zum Ort des Geschehens haben werden. „So wird aus einer Polizei des Handelns schnell eine Polizei des Wartens, die für andere Aufgaben dann nicht zur Verfügung steht“, meinte Kehle. 
Ein Hinweis im Eckpunktepapier der Landesregierung zur Polizeireform lässt die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister im Land allerdings aufhorchen: Der Innenminister kündigt an, nach der jetzt geplanten Polizeireform, die Anzahl der Reviere prüfen zu wollen. Der Landesvorstand fordert deshalb die Landesregierung auf, für die Reviere und Posten eine Bestandsgarantie zu geben. „Den Ländlichen Raum zu stärken und weiterzuentwickeln muss im Interesse einer baden-württembergischen Landesregierung sein“, so Kehle.
Hintergrundinformation:

Der Landesvorstand ist das höchste Gremium zwischen den Mitgliederversammlungen; er hat 51 Mitglieder, die zum größten Teil von den 35 Kreisverbänden gewählt werden. Weiter gehören dem Landesvorstand – auf entsprechenden Beschluss dieses Gremiums – je ein Vertreter der Verwaltungsgemeinschaften und der Arbeitsgemeinschaft der Städte und Gemeinden mit mehr als 10.000 Einwohner sowie ein Vertreter der großen Kreisstädte und zwei der Arbeitsgemeinschaft für Ortsvorsteher an.
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